 Schadensersatz wegen unerlaubter Handlung, §823 I BGB
I. Voraussetzungen [haftungsbegründender Tatbestand]

1. Tatbestand



a) Rechtsgutverletzung (=Erfolgseintritt)




aa) benannte Rechte aus §823 I BGB: Eigentum
, Leben, Körper/Gesundheit 



bb) Sonstige Rechte 




→ absolute, gegen jedermann wirkende Rechte




• Besitz 


(wenn Recht zum Besitz)

• beschränkt dingliche Rechte 
(Pfandrecht, Grundpfandrecht, Dienstbarkeit)

• dingliches Anwartschaftsrecht

• Mitgliedschaftsrechte 

(AG, GmbH)

• absolute Immaterialgüterrechte
• Familienrechte, soweit als Herrschaftsrecht ausgestaltet (z.B. Sorgerecht)

• Recht am Arbeitsplatz, str.

• Rahmenrechte: 

• Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb

• allgemeines Persönlichkeitsrecht




Sonderfälle:

→ wenn Ungeborenes im Mutterleib verletzt wird, ist es noch nicht rechtsfähig und daher kann SE erst verlangt werden, wenn es geboren wird und die Verletzung fortwirkt

→ auch sog. „Schockschäden“ können eine Rechtsgutverletzung darstellen, allerdings muss der Schock auf einer eigenen Verletzung oder einer Verletzung Nahestehender beruhen;
eine gewisse Schadensanfälligkeit des Opfers begründet kein Mitverschulden!
→ getrennte Körperbestandteile, die später wieder mit dem Körper verbunden werden sollen, bilden mit diesem eine funktionelle Einheit; daher ist das Wegwerfen einer für die Operation gedachten Blutkonserve Körperverletzung



b) durch dem Anspruchsgegner zurechenbares Verhalten




aa) aktives Tun; bei Garantenstellung: Unterlassen




bb) Kausalität i.S.d. condicio - Formel 

cc) Adäquanz:
Verhalten des Anspruchgegners erscheint für optimalen Beobachter generell geeignet, den Erfolg herbeizuführen

dd) Zurechnungszusammenhang:









    i.d.R. nur bei mittelbaren





• Schutzzweck der Norm

    Verletzungen zu prüfen!

• normative Haftungsbegrenzung


→ Hypothetische Kausalität: Schaden wäre auch ohne das schädigende Ereignis eingetreten durch andere Umstände; hM: keine Berücksichtigung) 



→ bei mittelbar schädigenden Handlungen erfolgt Zurechnung, wenn

• Handelnder gegen die von e. Schutzgesetz aufgestellte Verhaltenspflicht verstößt


oder

• die allgemeine Verkehrssicherungspflicht verletzt


→ Zurechnung in diesem Zusammenhang in den sog. „Verfolger-, Rettungs- und Herausforderungsfällen“, VS:

• Herausforderung durch AG zum Eingreifen

• Eingreifender setzt angemessenes Mittel zur Zweckerreichung ein

• Verletzung des Eingreifenden ist Ergebnis des durch die Herausforderung gesteigerten Risikos (und nicht bloß allg. Lebensrisiko)

2. Rechtswidrigkeit

→ grds. indiziert durch TB
→ evtl. RFG:
§§227 ff./GoA/§§904, 997 BGB/§127 StPO/ §§32, 34 StGB etc.

→ Einwilligung kann RWK entfallen lassen; nach hM aber generell bei Sportverletzungen (-)

3. Verschulden



a) Verschuldensfähigkeit



→ §§827, 828; evtl. Billigkeitshaftung gem. §829 BGB


b) Verschuldensgrad



→ Vorsatz und grds. jede Art von Fahrlässigkeit, vgl. §276 BGB

→ Vorsatz = Wissen und Wollen bzgl. tatbestandlichen Erfolgs + Bewusstsein der Rechtswidrigkeit 


→ Vorsatz in Bezug auf die Rechtsgutverletzung ausreichend, in Bezug auf Schaden nicht erforderlich

→ es gilt die Vorsatztheorie, d.h. im Zivilrecht schließt ein Irrtum über die RWK den Vorsatz aus
c) Verschuldenszurechnung
→ KEINE ZURECHNUNG von Fremdverschulden über §278

→ §831 = selbstständige Anspruchsgrundlage; keine Zurechnungsnorm!
→ §31 BGB als Zurechnungsnorm:

• Vereinsvorstandsmitglieder

• Vorstandsmitglieder einer Stiftung, §31 i.V.m. §86 BGB

• Vorstand/gesetzl. Vertreter von Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts, §§31, 89 BGB 
• §31 BGB analog:


- G´schafter/Geschäftsführer von AG/GmbH


- Gesellschafter von OHG/KG


- Gesellschafter einer GbR, hM (str.) 

II. Rechtsfolgen [haftungsausfüllender Tatbestand]

→ Ersatz des durch die Rechtsgutverletzung zurechenbar verursachten Schadens


1. Art des Schadensausgleichs, §§249 ff. BGB



a) Grundsatz:

Naturalrestitution, §249


b) Sonst:

Schadenskompensation (Wertersatz), §§251, 252




c) zusätzlich:

Schmerzensgeld, §253 II BGB

→ durch Abschaffung des §847 a.F. und Neuregelung d. Schmerzensgeldes in §253 II BGB kann dieses nicht mehr nur nach deliktischer, sondern auch bei vertraglicher oder Gefährdungshaftung verlangt werden


→ psychische Folgeschäden sind auf ihre Ersatzfähigkeit hin an dieser Stelle zu erörtern!!!

→ „Schadensanlagefall“: geschädigtes Objekt besaß bereits Vorschaden: ersetzt wird nur der sog. „Verfrühungsschaden“

2. Berechnung nach Differenzmethode


3. Mitverschulden des Geschädigten, §254 BGB
III. Verjährung, §§195, 199 BGB

→ §195 i.V.m. §199 I:
3 Jahre ab



• Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist
und
• Kenntnis vom Schaden und Person des Schädigers

oder
• grob fahrlässige Unkenntnis von Anspruchsumständen

→ falls keine Kenntnis und keine grobe Fahrlässigkeit:


• 30 Jahre bei:
Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit, Freiheit, 
§199 II

• 10 Jahre bei:
Verletzung von Eigentum und sonstigen Rechten,
§199 III Nr.1

Kategorien von Eigentumsverletzungen




→ z.T. wird der „weiterfressende Mangel“ als eigene Kategorie aufgefasst; aus diesem resultieren i.d.R. aber „nur“ Gebrauchs- bzw. Substanzbeeinträchtigungen, die zweifellos anerkannte Kategorien von Eigentumsverletzungen darstellen
Rechtsfolge: Schadensersatz gem. §§249 ff. BGB

I. Grundlagen (Begrifflichkeiten)
→ Schaden:

jede Einbuße an rechtlichen geschützten Gütern, die unfreiwillig eintritt

→ Aufwendungen:
freiwillige Vermögenseinbußen 

→ Interesse:

der Umfang des auf der RF –Seite zu leistenden Ersatzes;

das Interesse verhält sich zum Schaden wie das Unrecht zur Wiedergutmachung
→ §§249 ff.:
keine eigenständigen Anspruchsgrundlagen, sondern nur Inhalt einer angeordneten Schadensersatzpflicht
II. Formen des Interesses
1. Erfüllungsinteresse („positives Interesse“)
= Das Interesse, so gestellt zu werden, wie man bei ordnungsgemäßer Erfüllung gestanden hätte
→ Der Ersatz dessen, was dem Geschädigten die ordnungsgemäße Erfüllung wert ist (subjektiver Wert)

→ vom vertraglichen Schadensersatz umfasstes Interesse (§§280 ff.)

2. Vertrauensinteresse („negatives Interesse“)

= Das Interesse, so gestellt zu werden, als hätte man sich nicht auf den Vertrag eingelassen bzw. als wenn das später enttäuschte Vertrauen nie erweckt worden wäre

→ der Anspruchsteller ist so zu stellen, als hätte er mit dem Schädiger nie Kontakt aufgenommen 

→ z.B. in §§122 I, 179 II geschützt

→ Begrenzung auf das negative Interesse, weil für einen Vertrag vernünftigerweise keine Aufwendungen gemacht werden, die den Gewinn aus dem Vertrag übersteigen
3. Erhaltungsinteresse („Schutz- bzw. Integritätsinteresse“)
= Das Interesse des Anspruchstellers an den durch die §§823 ff. geschützten Rechtspositionen (Vermögen und Rechte)

→ das Erhaltungsinteresse umfasst insbesondere:

• Wiederherstellung des geschädigten Rechtsguts

oder

• den für die Wiederherstellung erforderlichen Geldbetrag

• Ausgleich des merkantilen Minderwertes

• Wertersatz bei Unmöglichkeit/Unzulänglichkeit/Unzumutbarkeit der Wiederherstellung
• Ersatz des Verdienstausfalls

→ das Erhaltungsinteresse ist über §§280 I, 311 II, 241 II BGB auch im Rahmen von vorvertraglichen Schuldverhältnissen geschützt

III. Arten des Schadensersatzes

Grundsätzlich unterscheidet das Gesetz nur zwischen der Naturalrestitution (§§249 I, II, 250 BGB) und der Schadenskompensation (§251 BGB).

Schadensersatz



Naturalrestitution





Schadenskompensation
→ Schutz des Vermögens in seiner



→ Schutz des Vermögens dem Werte 

konkreten Zusammensetzung;




nach und nicht in seiner konkreten

§§249 I, II, 250 BGB





Zusammensetzung; §251 BGB


1. Naturalrestitution

→ im Vordergrund steht bei dieser Art des Schadensersatzes das Integritätsinteresse, d.h. es ist der fiktiv bestehende Zustand herzustellen, der ohne das schädigende Ereignis bestehen würde;

es geht um die konkrete Zusammensetzung des Vermögens

→ gilt für Vermögens- und Nichtvermögensschäden; §253 I gilt nicht bei §249 I, II, 250

→ Rspr.:
Naturalrestitution umfasst die Geltendmachung von



• Reparaturkosten zzgl. Minderwert 


oder

• Wiederbeschaffungswert abzgl. Restwert;

z.B. neuer Wagen anstatt Reparatur


→ Lit.:

unter Naturalrestitution fällt nur Ersatz der Reparaturkosten zzgl. Minderwert; 


alles andere ist Schadenskompensation

2. Schadenskompensation

→ Die Naturalrestitution trifft an ihre Grenzen, wenn der vorherige Zustand nicht wieder hergestellt werden kann, die Wiederherstellung mit unverhältnismäßigen Aufwendungen für den Schädiger verbunden wäre, oder wenn der Schaden nicht allein durch die Wiederherstellung des vorherigen Zustands ersetzt werden kann; dann Schadenskompensation
→ im Mittelpunkt steht das Wert- oder Summeninteresse, d.h. das Interesse am Erhalt des Vermögens dem Werte und nicht der konkreten Zusammensetzung nach
Substanzverletzung





Sachentzug





Gebrauchsbeeinträchtigung





rechtliche 


Beeinträchtigung





Immissionen





(+), wenn vorher intakte Sache


→ Beschädigung, Zerstörung





(+/-), wenn vorher nicht intakte Sache:





• (-), wenn Schaden und ursprünglicher Mangel stoffgleich; dann nur Äquivalenzinteresse verletzt; es bestand nie mangelfreies Eigentum („Samantha“)





• (+), wenn weiter fressender Mangel, also keine Stoffgleichheit; dann Integritätsinteresse berührt und ersatzfähig





(+), wenn Sachherrschaft dem Eigentümer entzogen wurde





- Wegnahme


- Eigentümer durch Täuschung zur Herausgabe veranlasst











evtl. aber Sonderregeln im EBV!





(+), wenn Gebrauchsbeeinträchtigung einem Sachentzug gleichkommt:





- Vorenthaltung der Sache





- Sache eingeschlossen und daher insgesamt nicht nutzbar („Fleet-Fall“)





(-), wenn nur kurzfristige Einengung der wirtschaftlichen Nutzung





- kurzfristige Störung (z.B. der Ausfahrt)


- nur beschränkte Nutzbarkeit einer Sache („Kanallagerhausfall“)














(+), wenn diese von Gesetz nicht zugelassen:





- Verfügung als Nichtberechtigter





- Mitwirkung bei Eigentumsverlust





- Vollstreckungsgläubiger, der schuldnerfremde Sachen pfänden und versteigern lässt





(-), wenn dies von Gesetz zugelassen:





- gutgl. Erwerb, §§892, 932





- originärer Erwerb des Erstehers in ZV











(+), wenn Immissionen i.S.d. §906 BGB





→ keine Duldungspflicht








(-), wenn bloße immaterielle („moralische“) Immissionen, str.





- hässlicher Anblick des Nachbargrundstücks





- Bordell in der Nachbarstadt





→ keine Einwirkung auf anderes Grundstück, daher keine Eigentumsverletzung





Spezialfall der Verletzung von Verkehrssicherungspflichten: 


Die Produzentenhaftung





• Verpflichtete: 	Hersteller, Importeure, Betriebsinhaber, Produktionsleiter, 


Zulieferer, Händler





• Fehlertypen:	Konstruktions-, Fabrikations-, Instruktions- und Produktbeobachtungsfehler





• Haftung bei Fabrikationsfehlern (-), wenn Fehler „Ausreißer“ einer sonst 


ordnungsgemäßen Produktion ist (= „Ausreißer“- Einwand)





Vorsicht:	nicht zu verwechseln mit der Produkthaftung nach dem ProdHG! Dort gilt u.a. auch der Ausreißer – Einwand nicht!





!








� zu den Kategorien von Eigentumsverletzungen vgl. Seite 4.





�Seinem Wortlaut nach ermöglicht §278 eine Zurechnung nur in bestehenden Schuldverhältnisses. Bei §823 I BGB entsteht das (gesetzliche) Schuldverhältnis dagegen erst mit der Handlung, die eine Rechtsgutverletzung bewirkt.





